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1. Änderung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB
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LAGEPLAN       M 1 : 1.000

A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs1.

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

2. Maß der baulichen Nutzung 

3. Überbaubare Grundstücksflächen und Stellung der baulichen Anlagen

Private Verkehrsfläche, Zweckbestimmung: Erschließung mit 
Geh-, Fahrt- und Leitungsrechten zugunsten Hinterliegergrund-
stücke

Öffentliche Verkehrsfläche

Freizuhaltendes Sichtdreieck mit Schenkellänge 70 m

Öffentliche und private Verkehrsflächen

M 1 : 1.000

VERFAHRENSVERMERKE

mit integriertem Grünordnungsplan

ZEICHNUNGSMAßSTAB:

Bebauungsplan

"Merowingerstraße"

Planung

Marienstraße 3
83278 Traunstein

Bearb.: JU/LH Projekt-Nr. 24097

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom ___________________ gemäß
§ 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Auf-
stellungsbeschluss wurde am ___________________  ortsüblich bekanntgemacht.

Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  ___________________ 
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2
BauGB in der Zeit vom  ___________________  bis  ___________________  beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  ___________________  wurde
mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom  ___________________ 
bis  ___________________  im Internet veröffentlicht.

Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom  ___________________  den
Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  ___________________ 
als Satzung beschlossen.

Fridolfing, den ............................

                                                                 _________________________ 
                                                                          Johann Schild
                                                                    (Erster Bürgermeister)

Ausgefertigt

Fridolfing, den ............................

                                                                 _________________________ 
                                                                          Johann Schild
                                                                    (Erster Bürgermeister)

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan wurde am  ___________________  ge-
mäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungs- 
plan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der 
Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Ver-
langen Auskunft gegeben.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.
Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die
§§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Fridolfing, den ............................

                                                                 _________________________ 
                                                                          Johann Schild
                                                                    (Erster Bürgermeister)
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Format 765 / 585

Tel.: 0861 / 98 987 -0
info@begs-gmbh.de
www.begs-gmbh.de

Baugrenze

Die Gemeinde Fridolfing erlässt aufgrund §§ 1, 1a und 2 sowie §§ 8, 9, 10 und 13a des
Baugesetzbuches (BauGB), der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke
(BauNVO), des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), des Art. 23 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern (GO), Art. 4 des Gesetzes über den Schutz, die Pflege
der Landschaft und Erholung in der freien Natur (BayNatSchG) und § 9 des Gesetzes
über Naturschutz und Landschaftspflege (BNatSchG) diesen Bebauungsplanänderung
als Satzung.

4.

OK.FFB.EG 
389,15

Abgrenzung unterschiedlicher Art der Nutzung

Straßenbegrenzungslinie

B HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

FESTSETZUNGEN DURCH TEXTC

Höhenbezug für OK.FFB.EG [m ü. NHN],
z.B. 389,15 m ü. NHN

Planfassung f. Bekanntm. 31.03.2026

Die seitliche Wandhöhe wird mit 7,20 m festgesetzt. Sie wird gemessen von der 
Oberkante Fertigfußboden im Ergeschoss OK.FFB.EG bis zum Schnittpunkt der 
traufseitigen Außenwand mit OK Dachhaut.

Von der festgesetzten Höhenlage für OK.FFB.EG darf nach oben und unten um 
bis zu 0,15 m abgewichen werden.

Die Festsetzung zur Mindestgrundstücksgröße (Ziff. 2 Abs. 4) des rechtskräftigen 
Bebauungsplans wird aufgehoben.

Baulicher Schallschutz
Im Planungsgebiet sind an allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich 
schutzbedürftige Räume (z.B. Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungs-
räume in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches; Büroräume 
und Ähnliches) befinden, bei Errichtung und Änderung der Gebäude technische 
Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm vorzusehen, die gewährleisten, dass 
die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß den 
eingeführten technischen Baubestimmungen eingehalten werden.

Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden können (Schlaf- und 
Kinderzimmer), müssen Einrichtungen zur Raumbelüftung erhalten, die gewähr-
leisten, dass in dem für den hygienischen Luftwechsel erforderlichen Zustand 
(Nennlüftung) die festgesetzten Anforderungen an den baulichen Schallschutz 
gegen Außenlärm eingehalten werden. 

Solche Einrichtungen könnten beispielsweise sein: vorgebaute Pufferräume, Prall-
scheiben, Spezialfenster mit erhöhtem Schallschutz bei Lüftungsfunktion, Schall-
dämmlüfter, u.a.

Mechanische Belüftungseinrichtungen dürfen in Schlafräumen im bestimmungs-
gemäßen Betriebszustand (Nennlüftung) einen Eigengeräuschpegel von 30 dB(A) 
im Raum (bezogen auf eine äquivalente Absorptionsfläche von A = 10 qm) nicht 
überschreiten.

Von diesen Festsetzungen kann gemäß § 31 BauGB im Einzelfall abgewichen 
werden, wenn im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens oder Genehmigungs-
freistellungsverfahrens durch eine schalltechnische Untersuchung nachgewiesen 
wird, dass auch geringere Anforderungen an den baulichen Schallschutz und 
geringere Schalldämm-Maße unter Beachtung der gültigen baurechtlichen 
Anforderungen möglich sind.

Luftwärmepumpen
Es ist nur die Errichtung solcher Luftwärmepumpen zulässig, deren ins Freie 
abgestrahlter immissionswirksamer Schallleistungspegel LWA = 50 dB(A) 
nicht überschreitet. Die Aufstellung von Luftwärmepumpen ist nur mit einem 
Abstand von mindestens 3 m zur Grundstücksgrenze zulässig.

Innerhalb der Sichtdreiecke sind sichtbehindernde Gegenstände mit einer Höhe 
von mehr als 0,8 M unzulässig. Ausgenommen hiervon sind einzelne Bäume mit 
einem Astansatz von mehr als 2,8 Metern, sofern sie die Verkehrsübersicht nicht 
beeinträchtigen.
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D HINWEISE DURCH TEXT
Sofern die Bebauungsplanänderung keine abweichenden Festsetzungen trifft, 
gelten die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans in der Urfassung.

Abstandsflächen
Die gesetzlichen Abstandsflächen nach BayBO sind einzuhalten.

Umgang mit Niederschlagswasser
Dachflächenwasser sowie Niederschlagswasser von privaten Hof- und Zufahrts-
flächen sind, soweit die Bodenverhältnisse dies erlauben, auf den jeweiligen 
Grundstücken zu versickern. Dabei ist eine breitflächige Versickerung über eine 
belebte Bodenzone anzustreben.

Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von Nieder-
schlagswasser eine genehmigungsfreie Versickerung bzw. Gewässereinleitung 
vorliegt. Die Vorgaben der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) 
und der technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten.
Gegebenenfalls ist eine wasserrechtliche Genehmigung mit entsprechenden 
Unterlagen zu beantragen. Bei der Beseitigung von Niederschlagswasser von 
Dach-, Hof- und Verkehrsflächen sind dann die Anforderungen der DWA-Arbeits-
blätter 138 und 138-1 heranzuziehen.

Die Behandlung des Niederschlagswassers ist durch einen detaillierten 
Entwässerungsplan mit dem Bauantrag nachzuweisen. 

Auf die Möglichkeit der Regenwassernutzung z.B. zur Gartenbewässerung und für 
WC-Spülung wird hingewiesen. Die Errichtung einer Eigengewinnungsanlage ist 
nach AVBWasserV dem Wasserversorgungsunternehmen zu melden. Es ist unter 
anderem sicherzustellen, dass keine Rückwirkungen auf das private und öffentliche
Trinkwasserversorgungsnetz entstehen.

Gefahren durch Wasser
Gebäude sind eigenverantwortlich so zu gestalten, dass in der Fläche abfließen-
der Starkregen nicht eindringen kann. 

Es dürfen keine Geländeveränderungen vorgenommen werden, die wildabfließende 
Wasser aufstauen oder schädlich umlenken können.

Bau- und Bodendenkmäler
Im Nahbereich des Planungsgebiets befinden sich Baudenkmale. Die Denkmal-
schutzbehörde ist bei allen Baumaßnahmen und Maßnahmen an baulichen An-
lagen, von denen Denkmäler unmittelbar oder in ihrem Nachbereich betroffen 
sind, zu beteiligen. Gegebenenfalls ist eine entsprechende Erlaubnis nach Art. 6
des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) zu beantragen.

Bodendenkmäler, die bei der Ausführung von Baumaßnahmen zu Tage treten, 
unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 Denkmalschutzgesetz (DSchG). 

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem
eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren
Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist.

Artenschutz
Hinsichtlich des Artenschutzes wird auf § 44 BNatSchG "Vorschriften für beson-
ders geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten hingewiesen.
Demnach ist es u.a. verboten, geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflan-
zenarten zu stören, zu verletzen und zu töten, sowie deren Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören.

Schallschutz
Es wird darauf hingewiesen, dass das Baugebiet im Nahbereich der Tittmoninger 
Straße im Nordosten bzw. der Rupertistraße im Südwesten durch Verkehrs-
geräuschimmissionen z.T. stark geräuschbelastet ist.

Dies erfordert baulichen Schallschutz gegen Außenlärm.

Zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses im Jahr 2025 waren zur Erfüllung der 
Anforderungen an den baulichen Schallschutz gegen Außenlärm folgende 
gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße ausreichend:

Bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen, Übernachtungsräumen in Beherber-
gungsstätten, Unterrichtsräumen und ähnliches:

Im Nordosten bis zu einer Entfernung von 30 m zur Mittenachse der 
Tittmoninger Straße:
erf.R′w,ges ≥ 40 dB,

Im Südwesten bis zu einer Entfernung von 15 m zur Mittenachse der 
Rupertistraße:
erf.R′w,ges ≥ 37 dB,

Im übrigen Planungsgebiet
erf.R′w,ges ≥ 35 dB.

Für Büroräume und ähnliches gelten um 5 dB geringere Anforderungen.
Die angegebenen Schalldämm-Maße erf. R’w,ges müssen durch die Gesamtfassade, 
d.h. die Summe aller Außenbauteile einschließlich Fenster, Rollladenkästen, Schall-
dämmlüfter etc. erreicht werden.

Von diesen Anforderungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens oder Genehmigungsfreistellungsverfahrens durch 
eine schalltechnische Untersuchung ausreichender Schallschutz gemäß den ein-
geführten technischen Baubestimmungen (bautechnischer Nachweis nach 
Art. 62 BayBO) nachgewiesen wird.

Die Verantwortlichkeit für ausreichenden baulichen Schallschutz gegen Außenlärm 
liegt unabhängig von den Angaben in diesem Hinweis beim Bauherrn bzw. seinem 
Bevollmächtigten.

1239/7

D Baudenkmal - nachrichtliche Übernahme entspr. Denkmalliste 
Bayern

B Umgrenzung von Bodendenkmalen - nachrichtliche Übernahme 
entspr. der Denkmalliste Bayern (hier: D-1-7942-0001)
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